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Kapitalexport — eine 
Alternative zur Ausländerbeschäftigung?

Siegfried Bullinger, Nürnberg

Ausländerheschäfiigung

V or dem Hintergrund der derzeitigen l<onjuni<- 
tureiien Entspannung auf dem Arbeitsmari<t 

und der weitgelienden Zuwanderungssperre für 
ausiändisciie Arbeitsi<räfte gewinnt die Frage 
nach der zul<ünftigen Entwicl<lung der Ausländer­
beschäftigung an Bedeutung. Soll die Zahl der 
ausländischen Arbeitskräfte im nachfolgenden 
Aufschwung wieder ungehindert zunehmen? Soll 
der erreichte Bestand an ausländischen Arbeits­
kräften eingefroren oder vermindert werden? 
Wenn ja, welche marktkonformen Möglichkeiten 
sollen eingesetzt werden, um dieses Ziel zu er­
reichen? Die verantwortlichen Wirtschaftspolitiker 
haben bisher zu diesen Fragen noch keine klare 
Stellungnahme abgegeben.

Politische Verpflichtungen

In diesem Zusammenhang wird auch wieder die 
Forderung laut, man solle das Kapital zur Arbeit 
bringen und nicht weiterhin den umgekehrten Weg 
gehen. Die Bundesanstalt für Arbeit weist darauf 
hin, daß sich diese Auffassung aus sozialen, allge­
meinen gesellschaftspolitischen und ökonomischen 
Erwägungen heraus zunehmend durchsetzt’). Aus 
sozialen und humanitären Überlegungen ist diese 
Forderung zwar zu begrüßen, ihre Verwirklichung 
hängt jedoch von ökonomischen Kriterien ab. Die 
ökonomische Realitätsnähe dieser Forderung muß 
deshab geprüft werden, weil Unternehmer nicht

’ ) Vgl. Bundesanstalt fü r A rbe it (Hrsg.): Repräsentativuntersu- 
cinung 72  über d ie  Besctiäftigung ausländisc lie r A rbeitnehm er im 
Bundesgebiet und ihre Fam ilien- und W ohnverhältnisse, Nürn­
berg 1973, S. 9; vg l. auch d ie  Vorschläge des W issenschaftlichen 
Beirats beim  Bundesm inisterium  fü r W irtschaft, B u lle tin  Nr. 57 
vom 10. Mai 1974, -S. 571 ff.

Dr. Siegfried Buiiinger, 30, is t seit Oi<tober 
im Arbeits- und Sozialministerium in Stutt­
gart tätig. Zuvor war er Referent des Insti­
tuts für angewandte Wirtschaftsforschung 
in Tübingen.

aufgrund sozialer Notwendigkeiten, sondern nur 
aufgrund ökonomischer Gegebenheiten investie­
ren können. Leider ist das Schlagwort vom Ka­
pitalexport als Alternative zur Ausländerbeschäf­
tigung bisher nicht hinreichend auf seinen öko­
nomischen Gehalt geprüft worden.

Im folgenden sollen nach einer Darstellung der 
Vor- und Nachteile der privaten Direktinvestitio­
nen im Ausland die damit verbundenen Chancen 
zur Dämpfung oder Umkehrung des Ausländerzu­
stroms abgeschätzt werden. Die Betrachtung muß 
sich dabei auf die Direktinvestitionen in den Her­
kunftsländern der in der Bundesrepublik beschäf­
tigten Ausländer (Anwerbeländer) beschränken. 
Denn nur der Kapitalexport in diese Länder kann 
möglicherweise die Zuwanderung ausländischer 
Arbeitskräfte bremsen und die Rückwanderung 
einleiten. Kapitalexporte in andere Länder könn­
ten zwar das Arbeitsmarktproblem in der Bun­
desrepublik ebenfalls lösen, nicht aber der Ar­
beitslosigkeit in den südeuropäischen Ländern 
abhelfen. Aufgrund der im Zuge der Ausländer­
beschäftigung entstandenen politischen Verpflich­
tungen kann die Bundesrepublik sich dem Pro­
blem der Arbeitslosigkeit in diesen Ländern aber 
nicht verschließen.

Vorteile der Kapitalausfuhr

Für private Kapitalexporte lassen sich sowohl aus 
einzei- als auch aus gesamtwirtschaftlicher Sicht 
positive und negative Argumente anführen. Hier 
sollen nur die wichtigsten kurz genannt werden )̂.
2) Vgl. zu d iese r D iskussion u. a. M atth ias S c h m i t t :  Entw ick­
lungsh ilfe  a ls unternehm erische Aufgabe. Die Schlüsseifunktion 
der privaten D irektinvestitionen, Frankfurt a. M. 1965; Hubertus 
S e i f e r t ;  Die deutschen D irektinvestitionen  Im Ausland, Köin 
und Opladen 1967; T h  i e s s e n  und Georg C o r d e m a n n ;  
W irtscha ftspo litik  der Entw icklungsländer und Auslandsinvesti­
tionen, in ; Schriften des Vereins fü r S o c ia lp o litik , NF., Bd. 60, 
Berlin  1971; D ietrich K e b s c h u i i :  M otive fü r deutsche D irekt­
investitionen in E ntw icklungsländern, In; Beihefte der Kon junk­
tu rp o litik , Heft 19, Berlin  1972, S. 1 6 ff; Hans-Eckart S c h a r r e r  
(Hrsg.); Förderung p riva te r D irektinvestitionen, HWWA-Studlen 
zur Außenwirtschaft und E n tw ick lungspo litik , Hamburg 1972.
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AUSLXNDERBESCHÄFTIGUNG

Für die Kapitalimportländer sind die technischen 
und organisatorischen Erfahrungen („Know-how“) 
im Gefolge privater Kapitalexporte, die Risiko­
verlagerung auf den Investor und die Vermeidung 
des Schuldendienstes bedeutsam. Die Gegner 
privater Ausländerinvestitionen in diesen Ländern 
befürchten allerdings wirtschaftliche Enklavenbil­
dung durch mangelnde Anpassung der Auslands­
unternehmen an die sektorale Strukturpolitik, den 
Einsatz kapitalintensiver Produktionsverfahren, bei 
hohem Arbeitskräfteüberschuß und zunehmende 
Fremdkapitalisierung der Wirtschaft des Kapital- 
Importlandes.

Für die Bundesrepublik Deutschland würde die 
Verlagerung eines Teils der Produktion in die 
Herkunftsländer der beschäftigten Ausländer

□  zur Einsparung von öffentlichen Mitteln hin­
sichtlich der sozialen Kosten führen, dLie sonst 
durch die Ausländerzuwanderung und die zu ver­
lagernden Produktionsanteile (Umweltbelastung, 
Verkehrswesen usw.) verursacht werden,

□  zur Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Pro­
duktivität durch Auslagerung arbeitsintensiver und 
meist auch produktivitätsschwacher Produktions­
zweige im Sinne einer weitsichtigen Struktur­
politik beitragen und

□  durch die Freisetzung inländischer Arbeits­
kräfte aus den verlagerten Sektoren die tenden­
zielle Arbeitsmarktanspannung lindern.

Vorzüge der Anwerbeländer

Nachteilig könnte sich vor allem der Produktions­
ausfall im Inland und die damit verbundene Nach­
fragelücke auswirken ®). Entscheidende Bedeu­
tung kommt letztlich den Argumenten der Un­
ternehmerseite als dem Träger privater Auslands­
investitionen für und wider diese Maßnahme zu. 
Positiv wird von den Unternehmern das niedrige 
Lohnniveau bei ergiebigen Arbeitsmarktverhält­
nissen vermerkt. Hinzu kommt die Vermeidung 
von Sonderkosten für die alternative Anwerbung, 
Betreuung und Unterbringung ausländischer Ar­
beitskräfte sowie die Realisierung sonstiger Ziel­
setzungen (Gewinnung neuer Märkte, Umgehen 
von Einfuhrschranken, Sicherung von Rohstoff­
zulieferungen). Bremsend wirken hohe Investi­
tions-“), Zins- (Kapitalknappheit) und Transport­
kosten bei der Zulieferung von Vorprodukten und 
dem Absatz der Fertigprodukte auf die Investi­
tionsfreude und die Ertragsaussichten, die sich 
aus dem niedrigeren Lohnniveau ableiten lassen 
könnten. Fehlende komplementäre Investitions­
voraussetzungen bei der Infrastruktur und beim 
Arbeitspotential bereiten ernste Schwierigkeiten.

Gerade beim Arbeitspotential liegt jedoch die 
große Chance der Anwerbeländer gegenüber an­

deren Entwicklungsländern. Die zurückwandern­
den Arbeitskräfte stellen aufgrund ihrer Erfahrun­
gen ein wertvolles Arbeitskräftepotential für aus­
ländische Investoren dar, das den Grundstock 
für die notwendige Belegschaft bilden kann. Dies 
kann aber nur gelingen, wenn die Rückwanderer 
zum großen Teil darauf verzichten, sich mit ihren 
Ersparnissen meist wenig lebensfähige Klein­
unternehmen einzurichten =). Diese Entwicklung 
zu verhindern ist -  auch im Rahmen einer sinn­
vollen Strukturpolitik — Aufgabe der Anwerbe­
länder. Kaum ein Unternehmer wird Auslands­
investitionen tätigen, weil das Lohnniveau eines 
Landes relativ niedrig ist und der Arbeitsmarkt 
einen hohen Angebotsüberschuß an Arbeitskräf­
ten aufweist, wenn es diesen Arbeitskräften an 
der für die Produktion notwendigen Qualifikation 
und Arbeitsmentalität mangelt.

Aus den Bestands- und Einreisestatistiken der 
Bundesanstalt für Arbeit läßt sich das seit 1963 
aus der BRD zurückgewanderte „industrieerfah­
rene“ Arbeitskräftepotential in den Anwerbelän- 
dern wie folgt schätzen‘ ):
Italien 820 000
Jugoslawien 260 000
Spanien 250 000
Griechenland 200 000
Türkei 190 000
Portugal 30 000

Selbst wenn man diesem aus einzelwirtschaft­
licher Sicht entscheidenden Vorteil eine durch­
schlagende Bedeutung bei der Entscheidung zu­
mißt, private Auslandsinvestitionen in den An- 
werbeländern zu tätigen, bleibt die Frage offen, 
ob die für einen Abbau oder ein Einfrieren des 
Ausländerbestandes notwendigen Produktions­
verlagerungen in diese Länder vom Umfang her 
möglich sind. Es muß also gefragt werden:

□  Bei welchen Sektoren scheinen Produktions­
verlagerungen ins Ausland möglich?

□  Welchen Stellenwert hatten bisher Direktinve­
stitionen deutscher Unternehmer in den Anwerbe- 
ländern im Verhältnis zum gesamten privaten 
Kapitalexport?
n  Welche Voraussetzungen müssen die Bundes­
republik und die Anwerbeländer schaffen, um die 
privaten Direktinvestitionen in den betrachteten 
Ländern zu verstärken?

3) Vgl. W issenschaftlicher B e ira t beim  Bundesm inisterium  fü r 
W irtschaft, a. a. O., Z. II. 8.
■•) E ine Unternehm erbefragung des HW W A-Instituts ergab, daß in 
7 5%  der Fälle  d ie  Kosten verg le ichbarer Investitionen im Inland 
höher sind a ls im  Ausland. V g l. D ie trich K e b s c h u l l ,  a. a. O., 
s. 19.
5) Vgl. Ivo B a n o i o  und Z ivko  M a r a v i o ;  Die Bedingungen 
zur Rückkehr und Beschäftigungsm öglichkeiten fü r d ie  im Aus­
land beschäftigten A rbe ite r aus der Sozia listischen Republik 
Kroatien, Zagreb 1971, S. 61.
6) Berechnet aus Bundesanstalt fü r  A rbe it (Hrsg.): ANBA -  Jah­
reszahlen 1972, s. 14 und 56.
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Bei der Frage nach den Sektoren kann davon 
ausgegangen w/erden, daß die standortgebun­
denen und die Dienstleistungen produzierenden 
Sektoren ihre Produktion oder Teile davon nicht 
ins Ausland verlagern können. Ebensowenig soll­
ten Sektoren im Ausland produzieren, die poli­
tisch oder militärisch wichtige Güter hersteilen. 
Für eine Ganz- oder Teilauslagerung ins Ausland 
kommen sicherlich auch nur Betriebe ab einer 
bestimmten Größenordnung in Frage. Auch Sek­
toren mit einem erheblichen Bedarf an hoch- 
qualifizierten Arbeitskräften eignen sich kaum für 
Verlagerungen in die Anwerbeländer. Das heißt, 
daß die Sektoren Land- und Forstwirtschaft, Berg­
bau, Baugewerbe und private und öffentliche 
Dienstleistungen keine Produktionsverlagerungen 
ins Ausland vornehmen können. Es verbleibt 
letztlich nur der zusammengefaßte Sektor „Ver­
arbeitendes Gewerbe“, bei dem Produktionsver­
lagerungen ins Auge gefaßt werden können.

Tabelle 1
Sektoren mit potentieller regionaler Mobilität

Beschäftigte ') Aus­
länder­
quote 
In ”/o

Sektorenbezeichnung ins­
gesamt

Aus­
länder

(1) (2) (3)

Chemische Industrie 
und M inera iö lverarbe itung 609 040 66 667 10,9

Kunststoffbearbeitung 207 316 32 970 15,9
Gum m i- und Asbestverarbeitung 129 711 32 363 25,0
Eisen- und S tahlerzeugung, Z iehereien 

und Kaltwalzwerke, Stahiverform ung, 
Herstellung von EBM-Waren 928 380 190 160 20,5

NE-M etallerzeugung und -gießerei 124 348 25 217 20,3
Eisen-, S tah l- und Tem pergießerei 131 479 29 491 22,4
Stahl- und Leichtm etallbau 217 828 39 341 18,1
Maschinenbau 1 123 669 165 778 14,8
Straßenfahrzeugbau 593 598 136 141 22,9
Schiffbau 64 850 11 287 17,4
E lektrotechnik 1 078 397 187 190 17,4
Feinm echanik und O ptik ; H erstellung 

und Reparatur von Uhren 154 310 25 682 16,6
H erstellung von M usikinstrum enten, 

Sportgeräten, Sp ie l- und 
Schmuckwaren 57 015 6 505 11,4

H olzverarbeitung,
P o ls term öbelherste llung 428 030 47 242 11,0

Papiererzeugung und -Verarbeitung 192 294 35 209 18,3
Ledererzeugung und -Verarbeitung 50 609 12 276 24,3
H erstellung von Schuhen 

aus Leder und Textilien 75 540 10 622 14,1
Textilgew erbe 454 826 105 495 23,2
Bekle idungsgewerbe 376 175 58 595 15,6

Insgesamt 6 997 415 1 218 231 17,4

Gesamte W irtschaft 2) 26 463 000 2 284 291 8,6

1) Septem ber 1972. 2) Jahresdurchschnitte.

Q u e l l e :  S ieg fried  B u l l i n g e r :  Ausländerbeschäftigung, 
A rbeitsm aritt und Kon junkturverlau f In der B undesrepub lik 
Deutschland, Forschungsberichte aus dem Institu t fü r Ange­
wandte W irtschaftsforschung Tübingen, Nr. 4, Tübingen 1974, 
Tab. A 4 ; S tatistisches Jahrbuch 1973, S. 137; A m tliche Nachrich­
ten der Bundesanstalt fü r A rbeit, A rb e itss ta tis tik  1972 -  Jahres­
zahlen, S. 14. (Sektoral geg liederte  Ausländerzahlen fü r 1973 
oder 1974 s ind von der Bundesanstalt fü r A rbe it b isher noch 
nicht veröffen tlich t.)

In Tabelle 1 sind die Wirtschaftszweige des Ver­
arbeitenden Sektors aufgeführt, bei denen un­
seres Erachtens aufgrund der Produktionsweise 
ein -  sicherlich unterschiedlich großes -  regio­
nales Mobilitätspotential vermutet werden kann. 
Diese Sektoren stellten 1972 26,4%  aller Arbeits­
plätze in der Bundesrepublik und beschäftigten 
rund 53,3 °/o aller Ausländer. Die Ausländerquoten 
zeigen, daß es sich fast ausnahmslos um sehr 
„ausländerintensive“ Sektoren handelt. Produk­
tionsverlagerungen in diesen Bereichen könnten 
also durchaus erheblich zur Minderung der Aus­
länderbeschäftigung beitragen. Dabei ist es na­
türlich sehr zweifelhaft, ob bestehende Produk­
tionseinheiten realiter überhaupt in derartige 
Überlegungen einbezogen werden können. In 
Wirklichkeit dürften für Auslandsverlagerungen 
im großen und ganzen nur Neu-lnvestitionen in 
Betracht kommen.

Ist diese Überlegung richtig, so ist damit auch 
der Spielraum abgegrenzt, den ein vermehrter 
Kapitalexport im Hinblick auf die Regulierung 
der Ausländerbeschäftigung in Zukunft bieten 
kann. Wird die Expansion mobilitätsfähiger Sek­
toren — soweit sie zusätzliche Arbeitskräfte erfor­
dert — über private Direktinvestitionen in die 
Anwerbeländer verlagert, kann in diesem Bereich 
das Anwachsen des Ausländerbestandes vermie­
den werden. Werden zudem in den betreffenden 
Sektoren durch den technischen Fortschritt frei­
gesetzte Arbeitskräfte nicht durch Erweiterungs­
investitionen wieder gebunden, stehen diese für 
die Expansion nicht mobilitätsfähiger Sektoren zur 
Verfügung. Ein zusätzlicher Bedarf an auslän­
dischen Arbeitskräften dieser Sektoren könnte 
dadurch vermindert, kompensiert oder überkom­
pensiert werden, wobei von der Größenordnung 
her eine Dämpfung des Anstiegs der Ausländer­
beschäftigung wohl die realistischste Folge wäre.

Allerdings stimmt die Entwicklung der privaten 
Direktinvestitionen in den Anwerbeländern in der 
Vergangenheit nicht gerade optimistisch (vgl. Ta­
belle 2). Der absolute Bestand an privaten Kapital­
exporten in allen angesprochenen Ländern ist 
zwischen 1961 und 1973 stark gestiegen. In 
Relation zur Gesamtsumme der deutschen Direkt­
investitionen im Ausland konnten jedoch bisher 
nur Spanien, Italien und auch noch Portugal ihre 
Position nennenswert verbessern. Die EG-Zuge- 
hörigkeit Italiens und die bisherige politische 
Stabilität in Spanien und Portugal sowie Investi­
tionen der Touristik-Branche waren wohl die ent­
scheidenden Faktoren für diese Entwicklung. 
Griechenland konnte seine Position nur wenig 
verbessern, während der Anteil der Türkei am 
Bestand der deutschen Auslandsinvestitionen so-
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gar gefallen ist. Für Jugoslawien ergeben sich 
Sonderprobleme aus dem Wirtschaftssystem, die 
einen Vergleich nicht zulassen. Gerade am Bei­
spiel der Türkei zeigt sich, daß auch große Ar­
beitsmarktreserven ausländische Unternehmer 
nicht anlocken, solange es an komplementären 
Investitionsvoraussetzungen im weitesten Sinne 
fehlt.

Tabelle 2
Private Direktinvestitionen deutscher Unternehmer 

in ausgewählten Ländern 
Bestand und Anteile 1961, 1969 und 1973

Bestand i) 
(in M ill. DM)

30,6.61

(1)
31.12.69

(2)

31.12.73

(3)

A nte il an den gesamten 
privaten D irektinvesti­

tionen  im Ausland 
(in %)________

30.6.61

(4)

31.12.69 31.12.73

(5) (6)

Griechenland
Italien
Jugoslaw ien
Portugal
Spanien
Türkei

16
115

106 210
702 1 327

1 40
8 68 198
¡8 732 2 344

20 91 131

0,5
3,4

0,3
2,6
0.6

0,6
4,0
0,0
0,4
4,2
0,5

0,7
4,1
0,1
0,6
7,3
0,4

A nwerbeländer 247 1 700 4 250 7,3 9,6 13,2

Gesamte W elt 3 396 7 618 32 235 100,0 100,0 100,0

')  gerundet.

Q u e l l e :  Bundesanzeiger, Nr. 65 vom 6.4.1972, S. 1; Zahlen 
fü r 1961 und 1973 vom HW W A-Institut zur Verfügung geste llt.

Die bisherige Entwicklung der deutschen Direkt­
investitionen in den Anwerbeländern kann nicht 
befriedigen, wenn man im Kapitalexport eine 
Alternative zur Ausländerbeschäftigung sieht. Es 
müssen daher Voraussetzungen geschaffen wer­
den, die Produktionsverlagerungen in die An­
werbeländer ökonomisch attraktiv werden zu las­
sen. Dies kann nur gelingen, wenn die notwendi­
gen Maßnahmen zwischen der Bundesrepublik 
und den Anwerbeländern abgestimmt werden. 
Von seiten der Bundesrepublik erscheinen fol­
gende Maßnahmen erforderlich:
□  Die Lohnkosten für ausländische Arbeitskräfte 
sollten in einem Maße erhöht werden, daß die 
Vorteile des niedrigeren Lohnniveaus in den 
Herkunftsländern in der Alternativkalkulation von 
Inlands- und Auslandsinvestitionen stärkeres Ge­
wicht erhalten. Dies kann durch eine höhere 
Anwerbepauschale, eine Wirtschaftsabgabe oder 
durch gesteigerte Anforderungen an die Unter­
bringung und Betreuung der ausländischen Arbeit­
nehmer zu Lasten der Unternehmen erreicht 
werden.

□  Alternativ könnte die Anwerbung ausländischer 
Arbeitnehmer in verlagerungsfähige Sektoren 
unterbunden werden. Allerdings besteht hier die 
Gefahr, daß diese Sektoren dann inländische

Arbeitnehmer aus regional „immobilen“ Sektoren 
abwerben. Zudem ist diese Maßnahme nicht 
marktkonform.

□  Die Ziele der sektoralen Strukturpolitik müssen 
mittel- und langfristig als stabiles Orientierungs­
datum für die Unternehmerschaft offengelegt wer­
den. Dabei muß deutlich werden, welche Sek­
toren im Sinne einer weltweiten sinnvollen Arbeits­
teilung in Zukunft gefördert werden und welche 
Sektoren im Ausland bessere Existenzaussichten 
haben. International wenig konkurrenzfähige, ar­
beitsintensive Sektoren im Inland müssen nach 
und nach auf Schutzmaßnahmen wie Schutzzölle, 
Importkontingente und Erhaltungssubventionen 
verzichten, soweit sie nicht aus politischen oder 
militärischen Gründen im Inland angesiedelt blei­
ben sollen. Anpassungssubventionen zur Um­
strukturierung im Inland und die Förderung von 
Auslandsinvestitionen müssen diese Entwicklung 
unterstützen.

□  Die Information über Investitionsmöglichkeiten 
in den Anwerbeländern muß verbessert werden. 
Die großzügige Unterstützung projektorientierter 
Studien durch die öffentliche Hand könnte auch 
bei kleineren Unternehmungen die Bereitschaft 
zu Auslandsinvestitionen steigern.

□  Ein staatlicher Kapitalexport zur Finanzierung 
industrienotwendiger Infrastrukturanlagen in den 
Anwerbeländern könnte den Anreiz zur Produk­
tionsverlagerung erhöhen.

ln den Anwerbeländern müßten folgende Voraus­
setzungen zum Anreiz für Direktinvestitionen vor­
liegen oder geschaffen werden:

□  Die politische Stabilität dieser Länder muß zu­
nehmen. Wirtschaftspolitisch sollte vor allem der 
Bekämpfung extremer Inflationsraten Vorrang ein­
geräumt werden.

Q  Planungen der Wirtschaftsentwicklung sollten 
den Raum für private Investitionen klar abgren­
zen, der von Sozialisierungstendenzen frei gehal­
ten werden muß. Die Entwicklung der bevorzugten 
Sektoren muß auch die Probleme der Rohstoff­
und Materialzulieferung berücksichtigen.

□  Die für Industrieansiediungen notwendigen 
infrastrukturelnrichtungen müssen bereitgestellt 
werden.

□  Die aus der Bundesrepublik und anderen 
Industrieländern zurückkehrenden Gastarbeiter 
müssen weiterhin für die Tätigkeit als Arbeitneh­
mer gewonnen werden. Das Arbeitspotential muß 
durch Schulung und Ausbildung für eine Industrie­
tätigkeit vorbereitet werden. Ebenso müssen Füh­
rungskräfte für das industrielle Management in 
erhöhtem Maße ausgebildet werden.
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a u s l a n d e r b e s c h k f t ig u n g

Dieser Katalog wesentliclier Voraussetzungen für 
einen vermelirten Kapitalexport, die sicti nur mit­
tel- bis langfristig unter enger Zusammenarbeit 
zwischen der Bundesrepublil< und den Anwerbe­
ländern schaffen lassen, macht deutlich, daß sich 
ein vermehrter Kapitalexport kurzfristig nicht 
wesentlich auf die Entwicklung der Ausländer­
beschäftigung auswirken wird. Die aufgezeigten 
Grenzen für Produktionsverlagerungen ins Aus­
land lassen zudem erkennen, daß Kapitalexport 
nicht die Alternative zur Ausländerbeschäftigung 
sein kann.

Ein vermehrter privater Kapitalexport in die An­
werbeländer kann mittel- bis langfristig eine flan­
kierende Maßnahme zur Reduzierung der Aus­
länderbeschäftigung sein. Eine schnellere wirt­
schaftliche Entwicklung mit seiner Hilfe würde für 
die betroffenen Anwerbeländer die Folgen einer 
restriktiven Zuwanderungspolitik der Bundes­
republik mindern oder beseitigen. Um eine ange- 
strebte Reduzierung oder ein Einfrieren der Zahl 
der beschäftigten Ausländer zu erreichen, bedarf 
es jedoch einer Reihe zusätzlicher Maßnahmen 
der Bundesrepublik.

Flankierende Maßnahmen

Neben die Förderung privater Kapitalexporte 
müssen marktkonforme Maßnahmen treten und 
Voraussetzungen geschaffen werden, die die Zu­
wanderung ausländischer Arbeitskräfte erschwe­
ren. Dazu gehört die kurzfristige Anpassung des 
volkswirtschaftlichen Nachfragevolumens an die 
durch den Faktor Arbeit begrenzte Angebots­
kapazität. Die Verteuerung des „Imports“ von 
Arbeitskräften durch die Erhebung einer Wirt­
schaftsabgabe von Unternehmen, die Ausländer 
beschäftigen, muß gleichzeitig auf der Kostenseite 
neue Daten im Unternehmerkalkül setzen. Die

Verschiebung der Faktorpreisrelationen bei man­
gelnder Abwälzungsmöglichkeit dürfte den kosten­
induzierten technischen Fortschritt auf Kosten der 
Arbeitskräftezuwanderung fördern. Eine lang­
fristige sektorale Strukturpolitik mit offengelegter 
Zielsetzung muß produktivitätsstarke, international 
konkurrenzfähige Bereiche stärken und arbeits­
intensive Sektoren, die unter internationalem 
Kostendruck stehen, Ländern mit überschüssigem 
Arbeitsangebot überlassen. Dies steigert die 
gesamtwirtschaftliche Produktivität und setzt im 
Inland Arbeitskräfte für produktivere Bereiche frei.

Die quantitative Faktorenpolitik muß Vorausset­
zungen für eine Aktivierung vorhandener Reser­
ven des inländischen Arbeitspotentials (Frauen-, 
Teilzeitbeschäftigung) schaffen. Aufgabe der qua­
litativen Faktorenpolitik ist es, beim Faktor Kapi­
tal den technischen Fortschritt zu forcieren und 
den Faktor Arbeit durch Ausbildung und Umschu­
lung an die geplanten Strukturwandlungen anzu­
passen. Dazu gehört auch die Verdrängung von 
Prestigegesichtspunkten bei der Berufs- und 
Arbeitsplatzwahl. Unterstützt muß dieser Anpas­
sungsprozeß durch eine gewerkschaftliche Lohn­
politik werden, die nicht auf starren intersekto­
ralen Lohnrelationen beharrt, sondern Änderun­
gen der Lohnstrukturen entsprechend den Knapp­
heitsverhältnissen am Arbeitsmarkt zuläßt.

Nur der konzertierte Einsatz eines Bündels der­
artiger Maßnahmen kann über den Marktmecha­
nismus den Ausländerzustrom dämpfen oder stop­
pen. Dabei ist die Förderung des privaten Kapital­
exports nur eine — wenn auch eine wesentliche -  
Maßnahme unter mehreren. Weitere Verzögerun­
gen beim Einsatz marktwirtschaftlicher Instrumente 
vergrößern die Gefahr einer marktinkonformen 
Begrenzung des Ausländerzustroms (z. B. Plafon- 
dierung, Kontingentierung) aus nicht-ökonomi­
schen Gründen.

K O ü  U N K T U R
V O  N M O R G E N
Der vierzehntäglich erscheinende Kurzbericht des 
HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung-Hamburg über 
die Binnen- und Weltkonjunktur und die Rohstoffmärkte
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